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Die Verordnung von Prävention auf Gemeindeebene. Eine Fallstudie
zu Aushandlungsprozessen bei der Implementierung von Programmen
zur Gesundheitsvorsorge
Hermann Fahrenkrug (Freiburg), Helge Grünewald (Berlin)
1. Problemstellung
Mit der vorerst zwar lediglich wissenschaftlichen Wiederentdeckung der ge-
meindenahen/gentrierten Gesundheitssicherung und Prävention in der BRD (vgl,
Labisch 1986,a,b,c) - hier verstanden als primäre Präventionen im Sinne von
Sicherung und Förderung noch vorhandener Gesundheit der Gesellschaftsmit-
glieder - entstehen neue kommunale Handlungsfelder, deren "Ordnung" in kom¬
plexen sozialen Prozessen auf Gemeindeebene ausgehandelt wird. Die an die¬
sen Aushandlungsprozessen beteiligten Personen, Gruppen, Organisationen und
Institutionen (Kommunalverwaltungen, parastaatliche Organisationen, inter¬
mediäre Instanzen/Vereine, Verbände etc./, Aktions-, Selbsthilfegruppen,
Vertreter von Medizinberufen und Gesellschaftsmitglieder in "natürlicher
Gemeinschaft/Familien/Nachbarschaft") perzipieren sich selbst und andere
als Träger gesundheitspräventiver Aktivitäten (vgl. Fahrenkrug 1986). Sie
zu vernetzen,iuih die Angebotsstruktur präventiver Dienstleistungen zu ver¬
bessern, ist ein Ziel struktureller Prävention auf Gemeindeebene.
Untersucht man nun die sich daraus ergebenden Kooperations- und Konflikt¬
beziehungen - insbesondere die Dimensionen Arbeitsteilung und Kompromißbil¬
dung - zwischen den präventiv tätigen Akteuren, so geben diese ein reiches
Feld ab für das Studium von Verhandlungs- bzw. Aushandlungsprozessen, als
deren Resultat Gesundheitssicherung und Gesundheitsförderung innerhalb der
Gemeinde im doppelten Sinne "verordnet" werden.
2. Methodologie und theoretische Prämissen
Die Datenbasis zur Konzeptentwicklung und Bearbeitung der folgenden Fall¬
studie stammt aus der Forschungskooperation von Interventionsvorhaben und
soziostruktureller Begleitforschung der Deutschen Herz-Kreislauf-Präven¬
tionsstudie (DHP) in der Studienregion Berlin-Spandau (zum Programm der In-
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terventionsstudie bzw. der Begleitforschung vgl. BMFT 1984 und v. Troschke
et.al. 1985).
Im Rahmen der soziostrukturellen Prozeßevaluierung der Programmimplementie¬
rung der DHP wurden sowohl Prozeßdaten (Aufzeichnungen des Studienzentrums
über interventive Aktivitäten, Begleitforschungsinterviews mit Beteiligten
an Aushandlungsprozessen, Dokumentenanalyse von Sitzungsprotokollen, Presse¬
darstellungen und schriftlichen Vereinbarungen, Feldbeobachtungen aus der
Teilnahme an Aushandlungsprozessen) als auch Strukturdaten (Daten zum Ver¬
handlungskontext wie Struktur und Ziele der beteiligten Organisationen, Re¬
ssourcen, Beziehungsnetzwerke, Konfliktfelder sowie Daten zum soziostruktur¬
ellen Kontext wie gemeinde-, berufs-, gesundheitspolitische Kontexte) der
Aushandlungsprozesse erhoben.
Als erschließende Begriffe zur theoretischen Aufschlüsselung der Materiali¬
en wurden Konzepte aus dem Forschungsansatz des "Negotiated Order Approach"
herangezogen. Diese von A. Strauss und Mitarbeitern (1963) entwickelte Per¬
spektive wurde in letzter Zeit von Strauss selbst (Strauss 1978) und einigen
jüngeren Symbolischen Interaktionisten (vgl. Denzin 1978,87j Maines 1985,
271) erweitert, um neben Aushandlungsprozessen zu Stabilität und Wandel so¬
zialer Ordnung innerhalb einzelner Organisationen nunmehr auch die "nego¬
tiated order" auf interorganisationellen Handlungsfeldern in den Blick zu
bekommen. Zentrale These bleibt dabei, "that all social order is negotiated
order" (Strauss 1978, 235). Zur Rekonstruktion der Aushandlungsprozesse, in¬
nerhalb derer "things get accomplished" (234), d.h. Strukturen generiert und
sedimentiert werden, hat Strauss selbst eine Reihe von Analysedimensionen
vorgegeben , deren wir uns in der folgenden Fallstudie bedient haben. Aus
Platzmangel können hier lediglich die globalen Rahmenbedingungen und Inhalte
der untersuchten Aushandlungsprozesse zu Kooperation und Konflikt mit der
niedergelassenen bzw. verfaßten Ärzteschaft in der Studienregion Berlin-
Spandau dargestellt werden (für Details vgl. Fahrenkrug/Grünewald 1986).
3. Konflikte und Kooperation bei der Etablierung von Prävention auf Gemein¬
deebene: niedergelassene Ärzte und Ärzteverbände
In der Vorphase der Studie wurden die Ärzte der Region zu einer Informa¬
tionsveranstaltung über die DHP eingeladen. Beteiligt waren neben dem Bun¬
desgesundheitsamt und der Ärztekammer Berlin der Hartmannbund und die Ab¬
teilung Gesundheitswesen des Bezirksamtes Spandau
- mithin Vertreter der In¬
stitutionen, die potentielle Kooperationspartner gemeindeorientierter Prä-
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Vention sind. Die Interventionsstudie Spandau wurde aus epidemiologischer
Sicht sowie aus der Perspektive der verschiedenen Interventionsbereiche bzw.
hinsichtlich der Interventionsziele erläutert.
Als 1984 die interventive Arbeit begann, wurde bundesweit von Ärzteorgani¬
sationen gegen die Studie opponiert: in der DHP (Intervention) seien zuviele
Sozialwissenschaftler, Psychologen, Pädagogen und zuwenig Ärzte tätig. Aus¬
serdem wurde eingewandt, die niedergelassenen Ärzte seien bei der Konzi¬
pierung und Vorbereitung wie bei der Durchführung der Studie nicht hinrei¬
chend beteiligt worden. Im übrigen seien die Bürger (Patienten) hinreichend
über Gesundheitsrisiken und Risikofaktoren informiert. Ferner wurde gegen
die DHP eingewandt, Prävention sei Aufgabe des niedergelassenen Arztes, sie
habe als individuelle Beratung in der ärztlichen Praxis zu geschehen. Auch
in Berliner Ärztezeitschriften wurde wiederholt und heftig gegen die DHP
2
polemisiert
Unterschieden werden muß dabei zwischen der verfassten Ärzteschaft und den
niedergelassenen Ärzten. Ungeachtet des Widerstandes von Ärztekammer und
Kassenärztlicher Vereinigung wurden relativ bald nach Etablierung der DHP
in Spandau Kontakte zu niedergelassenen Ärzten der Fachrichtungen Allgemein¬
medizin und Innere Medizin aufgenommen. Man suchte sie auf und machte sie
mit der Studie vertraut, erklärte Ziele und Absichten des Projektes und han¬
delte aus, welche Möglichkeiten der Zusammenarbeit es geben könnte.
Die angesprochenen Ärzte reagierten ausnahmslos positiv, sie erklärten früh¬
zeitig ihre Bereitschaft, an Veranstaltungen des "Spandauer Gesundheitspro¬
gramms" teilzunehmen. Patienten wurden an das Projekt verwiesen, um dessen
Angebote in Ernährungsberatung, Abnehmgruppen, Sport etc. zu nutzen.
Eine Zeitlang bestand so die paradoxe Situation, daß niedergelassene Ärzte
längst zur Zusammenarbeit mit dem lokalen DHP-Projekt bereit waren bzw. die¬
se schon praktizierten, die Ärzteorganisationen bzw. -Vertretungen aber im¬
mer noch gegen die DHP agierten. Es kam darauf an, zwar auch ohne die Unter¬
stützung der Ärzte mit der Intervention zu beginnen, jedoch nicht über 8
Jahre gegen Widerstände aus der organisierten Ärzteschaft zu arbeiten. Zu
diesem Zweck war es nötig, mit den ärztlichen Organisationen zu verhandeln.
Solche Verhandlungen wurden zwischen dem Projektleiter und den Vertretern
der Ärztekammer Berlin geführt. Im Dezember 1985 kam es schließlich zu ei¬
nem Abkommen, in dem vereinbart wurde; bei der Durchführung der Studie zu¬
sammenzuarbeiten und seitens der Ärztekammer die Durchführung der Studie
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zu beraten. Zu diesem Zweck wurde ein Arbeitskreis Gesundheit der Ärztekam¬
mer gegrUndet. Nach einem Jahr soll entschieden werden, ob Abkommen und Zu¬
sammenarbeit fortgesetzt werden.
Insgesamt gesehen hat sich die Situation seit Interventionsbeginn deutlich
entspannt. Niedergelassene Ärzte und verfaßte Ärzteschaft sind über Aushan¬
dlungsprozesse mit dem Projekt zu einer sinnvollen und notwendigen Zusammen¬
arbeit gelangt.
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